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Unabhängige Gewerkscha" erInnen

zur Nationalratswahl 2017

Keine Wahlempfehlung von der UGÖD

Wir Unabhängige Gewerkscha" erInnen in der GÖD 
geben keine Wahlempfehlung für eine der kan-
didierenden Parteien ab. 

KollegInnen, PersonalvertreterInnen, BetriebsrätIn-
nen wissen aber, dass bei den Wahlen auch über 
Zukun"  und Qualität der ö& entlichen Dienste ent-
schieden wird. Nicht Sparpakete und das fortgesetze 
Nichtnachbesetzen von Planstellen, sondern das aus-
reichende Finanzieren von Arbeitsplätzen im ö& entli-
chen Dienst ist notwendig. 

Die Verbesserung der Arbeitsbedingungen in Ge-
sundheitseinrichtungen, Kindergärten, Schulen und 
Hochschulen, Justiz, Exekutive und Verwaltung be-

tri'   nicht nur uns und unsere KollegInnen, sondern 
alle, die auf Angebot und Leistungen der ö& entlichen 
DienstleisterInnen angewiesen sind.

Ungleiche Verteilung

Österreich ist ein reiches Land. Der gesellscha" lich 
gescha& ene Reichtum wird ungleich verteilt. 
Die Reichen werden immer schneller reicher, die Ar-
men und von Armut bedrohten Menschen werden 
mehr. 

Die Aufgabe der Politik muss sein, solchen durch un-
gebremsten Kapitalismus entstehenden Entwicklun-
gen entgegenzuwirken mit einer Umverteilung, die 
eine ausgewogene Chancengleichheit unter demo-

von Beate Neunteufel-Zechner

Soziale Sicherheit, Gesundheit, Bildung, Kulturarbeit und Demokratie 
brauchen nachhaltige Finanzierung der öffentlichen Dienste durch 
vermögensbezogene Steuern
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kratischen Bedingungen wieder herstellt, und die den 
Sozial- und Wohlfahrtsstaat zu einem guten Leben 
für alle weiter entwickelt. 

Parteien nach sozialer Einstellung
beurteilen

Wir meinen, dass wahlwerbende Parteien oder „Be-

wegungen“ von ö# entlich Bediensteten nach ihrer 

Haltung zu Sozial- und Rechtsstaat und seiner Finan-

zierung zu beurteilen sind. 

Am 15. Oktober entscheiden wir als WählerInnen:

• Ob die Wohlfahrt der großen Mehrheit 
gefördert oder die Schere zwischen Arm und 

Reich vergrößert und wirtscha% liche Macht und 

politische Interessen weniger gesichert werden 

sollen

• Ob die neue Regierung endlich die neolibera-

le Sparbudgetpolitik stoppt, das Wegsparen von 

Arbeitsplätzen durch Bund und Länder und 

weiteres Auslagern von Gemeinscha% saufgaben 

(„schlanker Staat“), oder ob sie die soziale 
Sicherheit und demokratische 
Teilhabe aller stärkt

• Ob das ständige Kürzen von Sozialleistungen und 

die für uns immer mehr Kosten verursachende 

Privatisierung von Gesundheits- und Altersvor-

sorge, Infrastruktur, Bildung und Ausbildung 

fortgesetzt werden soll („Sozialstaat nicht mehr 

& nanzierbar“) oder ob durch gemeinwohlorien-

tierte Neuorganisation sozialer Umvertei-
lung ein angstfreies Leben ermöglicht 
werden soll.

• Ob die Steuerprivilegien für Aktien-, Grund- 

und Immobilienbesitzer, Sti% er, Spekulanten, 

Großkonzerne auf Kosten der großen Mehrheit 

der Bevölkerung aufrecht bleiben sollen („keine 

neuen Steuern“, „Standortvorteile für Investoren 

ausbauen“) oder ob durch adäquate Besteuerung 

das soziale Wohl aller – und zuerst die Chan-
cengleichheit für Frauen und Kinder 

gefördert werden kann.

• Ob Nationalrat und Regierung soziale Integrati-

on und die Wohlfahrt aller anstreben oder 

eine Vertiefung bestehender sozialer Ungleich-

heit und Unsicherheit. 

Demokratie braucht soziale Sicherheit. 

Wer soziale Benachteiligung ignorieren will, fördert 

nationalistische, ethnische und religiöse Feindbilder, 

verschär%  soziale Kon' ikte und behindert solidari-

sche Lösungen. 

Demokratie braucht soziale Sicherheit. Unser demo-

kratisch verfasster Sozial- und Rechtsstaat, Bildung, 

Infrastruktur, Gesundheit und Altersvorsorge für alle 

brauchen einen ausreichend & nanzierten ö# entlichen 

Dienst.

Das gelingt nur mit ausreichender 
Finanzierung durch eine am Gemeinwohl 
orientierte Budget- und Steuerpolitik!

Mehr auf:

https://diealternative.org/ugoed/

Jeder Staat ist eine Solidargemeinscha� . Kurzfris� ges 
„Leistungsdenken“ nützt nur ganz wenigen Starken.
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Gehaltsverhandlungen 2018

Am 11. August bat GÖD-Vorsitzender Norbert 
Schnedl die Staatssekretärin Muna Duzdar um zeit-
nahe Aufnahme von Gehaltsverhandlungen.

GÖD fordert Erhöhung aller Gehälter, 
Monatsentgelte und Zulagen

Das seit 1. 1. 2017 laufende Gehaltsabkommen endet 
mit 31. 12. 2017. Die GÖD fordert „eine nachhaltige 
Erhöhung der Gehälter, Monatsentgelte und Zulagen, 

um die Kau$ ra%  aller Bediensteten dauerha%  zu stär-
ken.“ 

Die GÖD erinnerte Muna Duzdar dabei an die im 
internationalen Vergleich hervorragende Kostens-
truktur des ö& entlichen Dienstes (OECD 2017, Go-
vernment at a Glance 2017) und an die Verhandlungs-
grundlage In' ationsrate und Wirtscha% swachstum, 
die von den Wirtscha% sforschungsinstituten erhoben 
bzw. prognostiziert werden. 

(Quelle: www.oecd.org/governance/govataglance.htm)

von Reinhart Sellner

Es geht um Teuerungsabgeltung, Wirtschaftswachstum und Arbeitsplätze
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Zur Erinnerung: 
Gehaltsabschluss 2017: + 1,3%

• Teuerung Oktober 2015-2016: 0,75% 
(reale Teuerung Stand August 2017: 2%)

• Wirtscha! swachstum Prognose 2017: 
1,7% (real waren es 1,5 %)

• Nicht verhandelt wurden: Budgetwirksame 
Personaleinsparungen durch Nichtnachbeset-
zung, Auslagerung von Tätigkeiten, Struktur-
reformen und Nutzung von Synergie-E# ek-
ten, sowie deren Auswirkung auf den Perso-
nalstand mit Mehrbelastung oder zunehmend 
befristet-prekären Arbeitsverhältnissen für 
neue KollegInnen.

UGÖD-Ziel für 2018: 
Mindestbetrag 90 € und 3-4%

Für den Gehaltsabschluss 2018 fordern wir in der 
GÖD und in der Ö# entlichkeit einen Mindestbetrag 
zugunsten der niedrigen und mittleren Einkommen, 
Diskussionsgrundlage für unsere September-Bundes-
leitung: 3-4 %, mindestens 90 €) für ö# entliche Be-
dienstete  und Beschä! igte ausgegliederter Betriebe. 
Verhandler sind GÖD (Bund, Länder, außer Wien) 
und YOUNION (früher GDG) für die Gemeindebe-
diensteten (Wiener Landesbedienstete = Gemeinde-
bedienstete)

• Teuerung Oktober 2016- 2017: 2%

• Wirtscha! swachstum Prognose 2018: 2,0% 

• Zusatzabkommen 2018 für notwendige Per-
sonalaufnahmen: Volle Nachbesetzung des 
Personalabgangs (Pensionierung, Wechsel der 
Dienst-/ArbeitgeberInnen) und den gestiege-
nen Anforderungen entsprechende Neuan-
stellungen (insbesondere Bildung, Kultur und 
Wissenscha! , Gesundheit und soziale Sicher-
heit, Justiz und Finanzprüfung), Aufstockung 
unfreiwilliger Teilzeitverträge und Umwand-
lung prekärer in Normalarbeitsplätze.

Für eine sozial umverteilende Steuer- 
und Budgetpolitik

Die Gehaltsverhandlungen 2018 + nden nicht im 
„lu! leeren Raum“ statt. Sie werden vor den National-
ratswahlen beginnen und nach den Wahlen mit der 
jeweils geschä! sführenden Regierung abgeschlossen. 

ÖVP, FPÖ, Neos, IV und Wirtscha! skammer wollen 
jedoch die Fortsetzung der Austeritätspolitik, weitere 
Einsparungen bei den ö# entlichen Diensten und auch 
keine vermögensbezogenen Steuern oder Erbscha! s-
steuern.

Wir fordern all unsere GÖD-KollegInnen 
auf, im Wahlkampf und bei ihrer 
Stimmabgabe an die Interessen der 
ArbeitnehmerInnen der öffentlichen 
Dienste und der Ausgegliederten zu 
denken! 

Für einen starken Sozialstaat!

Mehr auf:

https://diealternative.org/ugoed/
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UGÖD fordert „Cooling-O$ “-Periode

gegen „Versorgungsposten“

von Christoph Seydl

Wirksames Mittel gegen „Versorgungs-
posten“ von Ex-KabinettsmitarbeiterIn-
nen gefordert

Österreichs Bundesministerien standen wiederholt 
in Bezug auf allfällige „Versorgungsposten“ für Ka-
binettsmitglieder in der Kritik. Aufgrund der vor-
gezogenen Neuwahlen ist dieses $ ema wieder ta-
gesaktuell. In der Vergangenheit hat sich gezeigt, dass 
Kabinetts mitarbeiterinnen und -mitarbeiter diverser 
Bundesministerien im Verhältnis zu anderen Perso-
nen o% ensichtlich signi& kant ö( ers im Ressort aufge-
nommen werden, regelmäßig sogar in Führungsposi-
tionen.

Die Besetzung im Kabinett folgt anderen Gesetzmä-
ßigkeiten als Neuaufnahmen im Ressort. Insbeson-
dere spielt für das Kabinett die parteipolitische Nähe 
zum jeweils amtierenden Minister eine größere Rolle. 
Insoweit ist zumindest die Optik bei der Übernahme 
von (ehemaligen) Kabinettsmitgliedern in die Ver-
waltung des jeweiligen Ressorts unschön. Man könnte 
auch eine mittelbare Diskriminierung aufgrund poli-
tischer Gesinnung erkennen.

Christoph Seydl (UGÖD) schickte dazu folgen-
den Vorschlag an Finanzminister Hans Jörg Schelling:

In diesem Zusammenhang schlagen wir seitens der 
UGÖD vor, dass ressortintern für Kabinetts mitglieder 
eine Cooling-o� -Periode eingeführt wird; d.h. erst nach 
Ablauf einer gewissen Zeit (ein bis zwei Jahre) sollen 
sich Kabinettsmitglieder auf Verwaltungspositionen 
(insbesondere für Führungspositionen) bewerben kön-
nen. Die Kabinettstätigkeit sollte selbst nach Ablauf die-
ser Zeitspanne neutral ausgelegt werden; falls etwa bei 
Stellenausschreibungen Erfahrung an der Schnittstelle 
zwischen Verwaltung und Politik gefordert wird, sollte 
daher klargestellt werden, dass diese Anforderung nicht 
auf (frühere) Kabinettstätigkeit abzielt.

Ein solches Cooling-o�  würde internationalen demo-
kratischen Standards entsprechen. Wir würden uns im 
Sinne der Interessen unserer aktiven Belegscha�  freuen, 
wenn Sie diesen politisch korrekten Weg gehen würden.

Hier die Antwort der Personalabteilung:

„Ich kann Ihnen versichern, dass jede Auf- und Über-
nahme geeigneter und quali" zierter Mitarbeiterinnen 
und -mitarbeiter in die Verwaltung unter Einhaltung 
der diesbezüglich vorgesehenen rechtlichen Rahmenbe-
dingungen erfolgt.“
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Ausweichende Antwort: 
„Weil es nicht verboten ist“

Die Worte des Finanzministeriums lassen au! or-
chen. Es wird im Antwortschreiben nämlich lediglich 
festgehalten, dass die aktuelle Vorgehensweise durch 
die Rechtslage gedeckt ist. Die Aussage: „Weil es nicht 
verboten ist“ zieht bei einer Anfrage an einen Politi-
ker jedoch nicht. Der politischen Frage ist man ausge-
wichen. Absichtlich?

Die UGÖD emp$ ehlt, in Wahlkampfzeiten den Vor-
schlag zur „Cooling-O% “-Periode gegen Versor-
gungsposten in allen Ministerien so oder ähnlich ein-
zubringen und ö% entlich zu machen.

GÖD: Schweigsam, aber insgeheim einig

Ein nettes Detail am Rande: Die übrigen Fraktionen 
innerhalb der GÖD wollten sich zu dem ( ema nicht 
ö% entlich äußern. Unter vier Augen jedoch fanden 
unsere Anfragen Gefallen. 

Liebe GÖD-KollegInnen, wir wünschen uns mehr 
Zusammenhalt! Gemeinsam sind wir stark!

Mehr auf:

https://diealternative.org/ugoed/

Das Österreichische Bundesministerium für Finanzen streitet 
Parteibuchwirtscha�  auf Anfrage gar nicht ab. 
Ein österreichischer Einzelfall?
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